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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 6/09 BH 
 
L 1 U 52/07 (Thüringer LSG) 
S 6 U 175/02 (SG Altenburg) 
 
 
 
………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Juli 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   M u t s c h l e r 

und   H e i n z   beschlossen:  

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Thüringer Landessozialgerichts vom 22. Januar 

2009 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und seinen Prozessbevollmächtigten beizuord-

nen, wird abgelehnt. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. Ein Beteiligter, 

der nach seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der 

Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf Antrag 

Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Satz 1 Zivilprozessordnung 

<ZPO>). Diese Voraussetzung ist nicht erfüllt.  

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das angefochtene Urteil von einer Entscheidung des Bundessozialge-

richts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesver-

fassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein sol-

cher die Zulassung der Revision rechtfertigender Grund ist weder dargetan noch ersichtlich.  

 

Der Kläger stützt sich auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensman-

gel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die behauptete Verletzung der Amtsermittlungspflicht liegt nur dann vor, wenn ein prozessord-

nungsgemäßer Beweisantrag gestellt worden ist, den das LSG übergangen haben könnte. 

Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ist das Übergehen eines Be-

weisantrags nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf 

hingewiesen wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch nicht als 

erfüllt ansieht. Zumindest bei rechtskundig vertretenen Beteiligten muss der Beweisantrag in 

der abschließenden mündlichen Verhandlung oder bei einer Entscheidung ohne mündliche 

Verhandlung schriftsätzlich zu einem Zeitpunkt gestellt worden sein, in dem feststand, dass das 

LSG von sich aus Ermittlungen nicht mehr durchführen würde (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 20 

und 31). Dass der Kläger vor dem LSG einen Beweisantrag gestellt hätte, ist seinem Vorbrin-

gen indes nicht zu entnehmen. Er legt nur dar, weshalb es aus seiner Sicht einer weiteren 

Sachverhaltsaufklärung bedurft hätte. 

 

Bei der im Prozesskostenhilfeverfahren gebotenen summarischen Prüfung des Streitstoffs ist 

einer der in § 160 Abs 2 SGG enumerativ aufgeführten Zulassungsgründe auch nicht zu erken-

nen. 
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Mit der Ablehnung des Antrags auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe entfällt auch die Beiord-

nung eines Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 
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